Teil V Argumentation 29

ARGUMENTATION
Nr.29
Nur für den Gebrauch in den Mitgliedsverbänden des LSK
„Verein ohne Vorstand“

Teil II Pächterversammlung (nur für Verwaltungsvollmacht)
Hinweise zu den Festlegungen der Pächterversammlung vom ……
1. Den Pächtern wird die vorläufig weiter bestehende Gültigkeit ihrer UPV bestätigt. Der Verband garantiert den Pächtern im Rahmen der UPV weiterhin die Nutzung der Pachtsache lt. BKleingG. Der Verband beruft sich dabei u.a. auf § 588 BGB, wonach der Pächter Einwirkungen auf die Pachtsache zu dulden hat, die zur Erhaltung oder Verbesserung dienen.

2. Vertragspartner in allen Pachtangelegenheiten und damit Pachtgläubiger ist seitdem o.g. Zeitpunkt ausschließlich der Zwischenpächter. Er behält sich jedoch die Übertragung der Verwaltung auf Dritte vor.

3. Der Verband wird auf der Grundlage des BKleingG jedem Einzelpächter für die Verwaltung der Gesamtanlage eine jährliche Verwaltungspauschale in Rechnung stellen. Die Verwaltungsgebühr regelt der Unterpachtvertrag und diese Vereinbarung. Die Zahlung der Verwaltungsgebühr rechnet zurzeit folgende Leistungen auf:

· zweimalige Kontrolle der KGA durch den Zwischenpächter im Jahr,

· Erstellung und Zustellung der Jahresrechnungen, 

· Organisation und Durchführung mindestens einer jährlichen Pächterversammlung,

· bürotechnische Verwaltung und Aktualisierung aller zur Pachtsache gehörenden Verträge und Verhandlung mit dem Eigentümer des Landes.
Nicht zur Verwaltungsgebühr gehören lt. § 5 (4) und (5) BKleingG Nebenleistungen und Erstattungen von Aufwendungen für die KGA, ebenso Pacht und Versicherungsschutz sowie sonstige öffentliche Lasten.

Die sich aus dem BKleingG ergebenden Pflichten zur Pflege von Wegen, Gräben, pachtfreien Flächen und freien Gärten in der KGA durch die Pächter bleiben bestehen.

4. Jeder Pächter ist verpflichtet, jährlich Arbeitsleistungen zur Erhaltung der Gesamtanlage und ihrer Gemeinschaftsflächen zu erbringen. Die Stundenanzahl und die Höhe der Ausgleichszahlung werden zur Pächterversammlung bekanntgegeben. Die finanziellen Forderungen aus den nichtgeleisteten Arbeitsleistungen werden mit Rechnungslegung durch den Verband eingefordert. Die Organisation der Arbeiten und deren Nachweis obliegen einem vom Zwischenpächter eingesetzten Verantwortlichen.

5. Bebauungen und Reparaturen an vorhandenen Bauwerken richten sich grundsätzlich nach dem BKleingG, der Sächs. Bauordnung und der Rahmenkleingartenordnung des LSK. Zum o.g. Zeitpunkt auf der Pachtsache vorhandene technische Versorgungsleitungen werden vom Zwischenpächter widerruflich geduldet, soweit sie der realen Versorgung der Pächter dienen und den allgemeinen Regeln der Technik und Sicherheit entsprechen. Jegliche Haftungsansprüche aus deren Nutzung lehnt der Zwischenpächter auch im Namen des Landeigentümers ab; ebenso wie die Kosten- oder Gebührenübernahme aus der Existenz oder dem Betrieb dieser Anlagen herrührend.

6. Die Beendigung des Pachtverhältnisses sowie der Neuabschluss von UPV werden nach den Bestimmungen des BKleingG und des BGB durch den Verband vorgenommen.

7. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass alle sich auf der Parzelle befindlichen baulichen und technischen Anlagen Eigentum des jeweiligen Pächters sind.

8. Der Zwischenpächter wird im Rahmen seiner Möglichkeiten je Pachtfläche und für die Anlage innerhalb von vier Wochen Fotos vom Allgemeinzustand und der Bebauung anfertigen.

9. Die hier aufgelisteten Festlegungen sind für jeden Pächter verbindlich. 
Arbeitsgruppe Recht des LSK
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